
B e s c h l u B

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

den Freistaat Bayern, vertreten durch das Landesversorgungsamt
Bayern in München 23, Königinstfaße 107,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

\

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts am 17. Mai 1955

unter Mitwirkung des

; m%mw im»;

beschlossenz

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Bayerischen

Landessozialgerichts in München vom 19. Juli 1954 wird als
un2ulässig verworfen°

Außergerichtliche.Kosten sind nicht zu erstatten"

Der am 8° Juli 1952 eingelegte Rekurs der
Revisionsklägerin

gegen das Urteil des Bayerischen 0berversicherungsahts Würzburg

vom 15. Mai 1952, durch das die Berufung gegen den Bescheid der

Landesversicherungsanstalt Unterfranken, Abteilung Körperbe—
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schädigte, (jetzt Versorgungsamt) Würzburg vom 10. September

1948 zurückgewiesen worden.ist, war im Zeitpunkt des Inkraft—

tretens des Sozialgerichtsgesetzes vom 3. September 1953 beim

Bayerischen LandesVersicherungeamt rechtshängig. Er ist nach

@ 215 Abs. 5 SGG als Berufung im Sinne der 55 145 bis 159 SGG

auf das Bayerische Landessozialgericht in München übergegangen.

Dieses hat die Berufung mit Urteil vom 19. Juli 1954, zugestellt

am 15. August 1954, zurückgewiesen. '

Gegen dieses Urteil richtet sich die am 4. September 1954 beim

Bundessozialgericht eingegangene Revisionsschrift der Revisions—

klägerin vom 2. September 1954, die diese ohne Stellung-eines

Antrages und unter Ankündigung der Nachreichung der Begründung

persönlich unterschrieben hat. Sie hat diesem Schreiben eine

Vollmacht für ihre Vertretung durch

>5..4v.4»„;m3>.-„&;1.;;;;£-_„„ „ „ „

..
beigefügt. Unter dem 29. Sep—

tember 1954 hat der ._‚ ' 54 ' : die Vertretung
der Revisionsklägerin angezeigt und einen Antrag auf Verlänge—

rung der Revisionsbegründungsfrist gestellt. Dieses Schreiben

ist am 1. Oktober 1954, die Begründungsschrift, die einen be—

stimmten Antrag enthält, am 22. Oktober 1954 beim Bundessozial—

gericht eingegangen.

Das Landessozialgericht hat die Revisionsklägerin in seiner

ausführlichen Rechtsmittelbelehrung ausdrücklich darauf hin—

lgewiesen‚ daß die Revisionsschrift und die Begründungsschrift

von einem vor dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozeßbevoll—

mächtigten unterzeichnet sein müssen. Die Revisionsklägerin ist

weiter darüber unterrichtet worden, wer als Prozeßbevollmäch—

tigter vor dem Bundessozialgericht zugelassen ist.

Nach der zwingenden Vorschrift des 5 166 Abs.1 SGG über die
Vertretung durch einen Prozeßbevollmächtigten können Prozeß—
handlungeh im Revisionsverfahren durch die dem Vertretunge—

zwang unterliegenden Beteiligten selbst rechtswirksam nicht vor—

genommen werden. Zu den Prozeßhandlungen gehört auch die Einle—

gung der Revision, durch die das Verfahren vor dem Bundessozial—

gericht eingeleitet wird. Die von der Revisionsklägerin persönlich
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unterzeichnete Revisionsschrift entspricht nicht diesen gesetz—

lichen Erfordernissen. Hieran ändert auch nichts die Tatsache,

daß die Revisionsklägerin der Revisionsschrift eine Vollmacht

für die Vertretung durch den beigefügt und daß dieser inner—

halb der von ihm beantragten Fristverlängerung eine den for—

mellen Bestimmungen entsprechende Revisionsbegründung vorgelegt

hat. Die Vertretung durch einen nach @ 166 Abs. 2 SGG zugelas—

senen Prozeßbevollmächtigten wird erst mit dem Eingang der von

ihm unterzeichneten Anzeige seiner Vertretung wirksam° Die vorhe—

rige Übersendung einer Vollmacht durch die dem Vertretungszwang

unterliegende Partei ist rechtlich bedeutungslos, solange sich

der Vertreter nicht meldet. Der Prozeßbevollmächtigte hat erst

am 1. Oktober 1954, also 3993 Ablauf der Revisionsfrist, seine
Vertretung angezeigt und Erklärungen zur Sache abgegeben. Diese

vverspätete Anzeige kann die formellen Mängel der Revisionsschrift

nicht heilen. Die dem öffentlichen Recht angehörenden, zwingen—

den Bestimmungen des Sozialgerichtsgesetzes über die Vertretung

durch Prozeßbevollmächtigte sind im Interesse der Beteiligten

ergangen. Sie sollen sicherstellen, daß sich die Parteien, so—

weit sie dem Vertretungszwang unterliegen, bereits bei der Ein—
.legung der Revision des Rates und der Hilfe von sach— und rechts—

kundigen Prozeßbevollmächtigten bedienen. Dieser Zweck wurde

vereitelt, wenn sich ein zugelassener Prozeßbevollmächtigter

erst nach Ablauf der Frist als Vertreter melden und die vorher

von der Partei vorgenommenen rechtlich unwirksamen Erklärungen

genehmigen könnte. Damit würde die erstrebte ordnungsgemäße Re—

visionseinlegung nicht gewährleistet. Vielmehr muß eine den

' formellen Erfordernissen des @ 166 SGG entsprechende Revisions—

schrift bereits von einem Prozeßbevollmächtigten unterzeichnet

sein. Seine fehlende Unterschrift kann daher nach Ablauf der

Revisionsfrist nicht mehr nachgeholt und der Mangel auch nicht

durch Genehmigung geheilt werden (so auch Peters—Sautter—Wolff,

Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm. zu @ 166 SGG im Gegen—

SätZ'ZU Bastler, Aufbau und Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit,

Anm. 1 zu @@166, 167 SGG, der für seine abweichende Auffassung

keine Begründung gibt)° “

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__4_‚

Die Revision mußte somit gemäß 5 169 Satz 2 SGGals unzulässig
verworfen werden, ohne daß zu prüfen war, ob sie nicht auch

noch aus anderen Gründen unzulässig ist„

Die Kostenéntscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des

@193 Abs., ”1-SGG. ‘
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